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Drucksache IV/3336 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Mai 1965 

1/68070 — 5478/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Beti .: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes z.u den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der EWG für 


eine Richtlinie des Rats über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für selbständige Tätigkeiten der Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe und der Getränkeherstellung (Haupt- 
gruppen 20 und 21 der CITI) 

eine Richtlinie des Rats über die Einzelheiten der Über- 
gangsmaßnahmen auf dein Gebiet der selbständigen Tätig- 
keiten der Nahrungs- und Genußmittelgewerbe und der 
Getränkeherstellung (Hauptgruppen 20 und 21 der CITI). 


Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 14. /15. April 1965 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerci, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihren Vorschlägen übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungs Verkehrs für selbständige Tätigkeiten der 
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe und der 
Getränkeherstellung 
(Hauptgruppen 20 und 21 der CITI) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN | 

WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- | 
püischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf ; 
Artikel 54 Absätze (2) und (3) und Artikel 63 Ab- 
sätze (2) und (3), 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstabe C, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs-), insbesondere auf Abschnitt V 
Buchstabe C, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, I 

in Erwägung nachstehender Gründe: | 

Die Allgemeinen Programme sehen die Abschaf- ; 
fang einer auf der Staatsangehörigkeit beruhenden ! 
unterschiedlichen Behandlung bei der Niederlassung j 
und dem Dienstleistungsverkehr in den Nahrungs- | 
und Genußmittelgewerben und der Getränkeher- | 
Stellung vor Ablauf der zweiten Stufe vor; hierbei 
wird, wie aus den Programmen hervorgeht, hinsicht- 
lich des Liberalisierungstermins kein Unterschied 1 
zwischen industriellen und handwerklichen Unter- ; 
nehmen gemacht. Es ist nämlich nicht möglich, die j 
Liberalisierung handwerklicher Unternehmen etwa | 
zu einem späteren Zeitpunkt vorzusehen, weil die 
juristischen Definitionen der handwerklichen Unter- 
nehmen in den einzelnen Ländern zu stark vonein- 
ander ab weichen und Verzerrungen entstehen könn- 
ten, wenn die Liberalisierung bei Unternehmen mit 
gleichartiger wirtschaftlicher Struktur zu verschie- 
denen Terminen durchgeführt würde. Andererseits | 
setzt eine Koordinierung der Rechtsvorschriften 
über das Handwerk eine umfassende Vorarbeit vor- 
aus, die die Durchführung der Liberalisierungsmaß- 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
vom 15. Januar lf)62, Seite 32 62 


nahmen nur verzögern würde. Gleichzeitig mit der 
Beseitigung der Ausländerbeschränkungen sollen 
jedoch Übergangsmaßnahmen zur Abschwächung 
der Auswirkungen der unterschiedlichen einzelstaat- 
lichen Rechtsvorschriften getroffen und in einer be- 
sonderen Richtlinie festgelegt werden. 

Für die Tätigkeiten des Mühlengewerbes sehen 
einige nationale Bestimmungen ein Verbot der Er- 
richtung neuer Mühlen und der Erweiterung schon 
vorhandener Vermahlungskapazitäten vor. Die An- 
wendung der vorliegenden Richtlinie auf diesen 
Tätigkeitszweig wird dadurch nicht gegenstandslos; 
es soll unter anderem erreicht werden, daß Be- 
schränkungen bei den Übernahme bestehender Un- 
ternehmen in den Mitgliedstaaten durch Angehörige 
anderer Mitgliedstaaten aufgehoben werden. 

Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf die 
Herstellung von Nahrungsmittel oder Getränken, 
die als Medikamente anzusehen sind. Diese Tätig- 
keiten werden im Rahmen einer anderen Richtlinie 
liberalisiert. 

Sie findet ebenfalls keine Anwendung auf die 
Urproduktion von Nahrungsmitteln und Getränken 
durch die Landwirtschaft einschließlich des Wein- 
baus, die Forst-, Jagd- und Fischereiwirtschaft, so- 
wie die Fischverarbeitung, die an Bord von Fische- 
rei- oder Verarbeitungsschiffen vorgenommen wird; 
diese Tätigkeiten werden im Rahmen anderer Richt- 
linien liberalisiert. 

Seit der Annahme der Allgemeinen Programme 
ist ein EWG-Verzeichnis der Tätigkeiten des pro- 
duzierenden Gewerbes unter der Bezeichnung „Sy- 
stematik der Zweige des produzierenden Gewerbes 
in den europäischen Gemeinschaften" (NICE) auf- 
gestellt worden. Dieses Verzeichnis, das jeweils auf 
die einzelstaatlichen Verzeichnisse Bezug nimmt, ist 
ebenso wie die „Classification internationale type, 
par Industrie, de toutes les branches d'activite eco- 
nomique" (CITI) — Internationale Systematik der 
Wirtschaftszweige — nach dem Dezimalsystem auf- 
gebaut, für die Zwecke der Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft jedoch besser geeignet. Infolgedessen 
sollte es für die Einteilung der zu liberalisierenden 
Tätigkeiten benutzt werden, wenn eine Richtlinie 
zahlreiche Tätigkeiten betrifft, die präzisiert werden 
müssen, um die Durchführung der Richtlinie zu er- 
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leichtern, sofern dadurch der in den Allgemeinen 
Programmen festgelegte und sich aus der Annahme 
der CITI ergebende Zeitplan nicht geändert wird. 
Im vorliegenden Fall kann die Annahme der NICE 
diese Wirkung nicht haben. 

Es wurden oder werden besondere, auf alle selb- 
ständigen Tätigkeiten anwendbare Richtlinien über 
die Reise und den Aufenthalt der Begünstigten und, 
soweit erforderlich, über die Koordinierung der 
Schutzvorschriften erlassen, die in den Mitglied- 
staaten für die Gesellschaften zum Schutz der Ge- 
sellschafter sowie Dritter bestehen. 

Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit sind die Beschränkungen des 
Rechts auf Beitritt zu Berufsorganisationen soweit 
zu beseitigen, wie die Ausübung dieses Rechts zur 
Berufstätigkeit des Betreffenden gehört. 

Für die Anwendung der Bestimmungen über das 
Niederlassungsrecht und den freien Dienstleistungs- 
verkehr unterliegt die Gleichstellung der Gesell- 
schaften mit den natürlichen Personen, die Staats- 
angehörige der Mitgliedstaaten sind, lediglich den 
Bedingungen des Artikels 58 und gegebenenfalls 
der Bedingung einer tatsächlichen und fortdau- 
ernden Verbindung mit der Wirtschaft eines Mit- 
gliedstaates; es darf daher keine zusätzliche Bedin- 
gung, insbesondere keine Sondergenehmigung, die 
nicht auch von den inländischen Gesellschaften für 
die Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit ver- 
langt würde, gefordert werden, damit ihnen die 
Rechtsvorteile dieser Bestimmungen zugute kom- 
men. Diese Gleichstellung steht jedoch dem Um- 
stand nicht entgegen, daß die Mitgliedstaaten ver- 
langen können, daß die Kapitalgesellschaften in 
ihrem Land unter der Bezeichnung auftreten, die die 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, nach denen 
sie gegründet wurden, vorsehen und auf den im 
Aufnahmeland verwendeten Geschäftspapieren die 
Höhe des gezeichneten Kapitals angeben. 

Die Behandlung der im Lohn- oder Gehaltsver- 
hältnis beschäftigten Arbeitnehmer, die den Lei- 
stungserbringer begleiten oder für seine Rechnung 
tätig werden, wird durch die gemäß den Artikeln 48 
und 49 des Vertrages erlassenen Bestimmungen ge- 
regelt. 

Die tatsächliche Liberalisierung der unter diese 
Richtlinie fallenden Tätigkeiten setzt die Liberali- 
sierung des Verkaufs der Erzeugung, und zwar auch 
im Einzelhandel, voraus, wobei die Wettbewerbs- 
bedingungen im Einzelhandel, dessen Liberalisie- 
rung Gegenstand einer besonderen Richtlinie sein 
wird, nicht gestört werden dürfen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten heben zugunsten der in Ab- 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs auf- 
geführten natürlichen Personen und Gesellschaften 
— im folgenden Begünstigte genannt — die in Ab- 
schnitt III der Programme genannten Beschränkun- 


gen für die Aufnahme und Ausübung der in Arti- 
kel 2 beschriebenen Tätigkeiten auf. 

Artikel 2 

1. Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
in den Hauptgruppen 20 und 21 in Anlage II des 
Allgemeinen Programms zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit aufgeführ- 
ten selbständigen Tätigkeiten der Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe und der Getränkeherstellung. 

Diese Tätigkeiten entsprechen denjenigen, die in 
den Klassen 20 A, 20 B und 21 der „Systematik der 
Zweige des produzierenden Gewerbes in den euro- 
päischen Gemeinschaften" (NICE), die den Beson- 
derheiten der Struktur der europäischen be- und 
verarbeitenden Gewerbe Rechnung trägt, aufgeführt 
sind; die betreffenden Tätigkeiten sind im Anhang 
zu dieser Richtlinie angeführt. 

2. Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten auch 
für die Verkaufstätigkeit der Hersteller, die ihre 
Erzeugung im Einzelhandel oder im Großhandel 
selbst verkaufen. Sind jedoch die selbständigen Tä- 
tigkeiten auf dem Gebiet des Handels mit den be- 
treffenden Erzeugnissen auf Grund anderer Richt- 
linien nicht liberalisiert, so werden diese Tätigkei- 
ten auf den Verkauf in einer einzigen, im Erzeuger- 
land gelegenen Verkaufsstelle beschränkt. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie findet in allen Mitgliedstaaten 
keine Anwendung auf folgende Tätigkeiten: 

a) die Urproduktion von Nahrungsmitteln und Ge- 
tränken durch die Land-, Forst-, Jagd- und Fische- 
reiwirtschaft (Hauptgruppen 01, 02, 03 und 04 
CITI), wie insbesondere den Weinbau (Gruppe 
011) und die fischverarbeitenden Tätigkeiten, die 
an Bord von Fischereischiffen vorgenommen 
werden (Gruppe 042 CITI); 

b) die Herstellung von Medikamenten und pharma- 
zeutischen Erzeugnissen. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich un- 
ter den gleichen Bedingungen und mit den glei- 
chen Rechten wie die Inländer im Aufnahmeland 
niederzulassen oder dort Dienstleistungen zu er- 
bringen,- 

b) welche aus einer Verwaltungspraxis entstehen, 
die darauf hinausläuft, daß die Begünstigten 
eine gegenüber Inländern unterschiedliche Be- 
handlung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, welche eine Niederlassung oder 
Dienstleistung der Begünstigten in folgender Weise 
verbieten oder beschränken 

a) in der Bundesrepublik Deutschland 

— durch das Erfordernis einer Reisegewerbe- 
karte für das Aufsuchen von anderen Per- 
sonen im Rahmen ihres Geschäftsbetriebs 
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(§ 55 d) Gewerbeordnung; Verordnung vom 
30. November 1960); 

— durch das Erfordernis einer besonderen Ge> 
nehmigung für die Zulassung ausländischer 
juristischer Personen zum Gewerbebetrieb im 
Inland (§ 12 Gewerbeordnung und § 292 Ak- 
tiengesetz) ; 


Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
staat begeben, keine Beihilfen, durch welche die 
Niederlassiingsbedingungen verfälscht werden kön- 
nen. 


b) in Belgien 

durch das Erfordernis einer „carte professio- 
nelle“ (Arrete royal Nr. 62 vom 16. November 
1939, Arrete ministeriel vom 17. Dezember 1945 
und Arrete ministeriel vom 11. März 1954); 

c) in Frankreich 

durch das Erfordernis einer „carte speciale 
d’etranger“ (Decret-loi vom 12. November 1938, 
Loi vom 8. Oktober 1940); 

d) in Italien 

durch das Erfordernis der italienischen Staats- 
angehörigkeit für den verantwortlichen techni- 
schen Leiter eines Unternehmens der Säuglings-, 
Kinder- und diätetischen Nahrungsmittel herstel- 
lenden Industrie (Artikel 9, Decreto legislative 
vom 13. September 1946, Nr. 233); 

e) in Luxemburg 

durch die begrenzte Geltungsdauer der Aus- 
ländern nach Artikel 21 des luxemburgischen 
Gesetzes vom 2. Juni 1962 erteilten Genehmi- 
gungen (Memorial A Nr. 31 vom 19. Juni 1962). 

Artikel 5 


1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die von j 
dieser Richtlinie Begünstigten den Berufsorganisa- i 
tionen unter denselben Bedingungen und mit den | 
gleichen Rechten und Pflichten beitreten dürfen wie ! 
Inländer. i 

Insbesondere wird die französische Republik dafür | 
Sorge tragen, daß die Begünstigten | 


- die Mitgliedschaft in der „Confederation des 
Industries de traitement des produits de la peche 
maritime“ erwerben dürfen. 


in leitende Stellen der „Caisse Professionelle de I 
rindustrie Meuniere“ gelangen dürfen. j 


2. Das Beitrittsrecht umfaßt im Falle der Nieder- 
lassung das Recht, durch Wahl oder Ernennung in 
leitende Positionen in der Berufsorganisation zu 
gelangen. Diese leitenden Positionen können jedoch 
Inländern Vorbehalten werden, wenn die betref- 
fende Organisation auf Grund einer Rechtsvorschrift 
an der Ausübung der öffentlichen Gewalt teilnimmt. 


3 Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- ! 
gehörigkeit zur Handelskammer oder Handwerks- | 
kammer den von dieser Richtlinie Begünstigten i 
nicht das Recht auf Teilnahme an der Wahl der | 
Verwaltungsorgane. I 


Artikel 7 

1. Wird in einem Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten ein Zuverlässig- 
keitsnachweis und der Nachweis, daß sie vorher 
nicht in Konkurs gegangen sind oder nur einer die- 
ser beiden Nachweise verlangt, so erkennt dieses 
Land bei Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten 
als ausreichenden Nachweis die Vorlage eines Straf- 
registerauszugs oder in Ermangelung dessen die 
Vorlage einer von einer zuständigen Justiz- oder 
Verwaltungsbehörde des Heimat- oder Herkunfts- 
landes ausgestellten gleichwertigen LTkunde an, 
aus denen sich ergibt, daß diese Bedingungen erfüllt 
sind. 

2. Wird im Heimat- oder Herkunflsland eine Be- 
scheinigung darüber, daß kein Konkurs erfolgt ist, 
nicht ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstatt- 
liche Erklärung ersetzt werden, die der Betreffende 
von einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungs- 
behörde, einem Notar oder einer hierzu befugten, 
für seinen Beruf zuständigen Stelle des Heimat- 
oder Herkunftslandes abgegeben hat. 

3. Die gemäß den Absätzen 1 und 2 ausgestellten 
Bescheinigungen dürfen l)ei ihrer Vorlage nicht älter 
als drei Monate sein. 

4. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 8 vorgesehenen Frist die für die Ausstel- 
lung der vorgenannten Bescheinigungen zuständi- 
gen Behörden und Stellen und unterrichten davon 
unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten und die 
Kommission. 

5. Ist im Aufnahmeland ein Nachweis über die 
finanzielle Leistungsfähigkeit zu erbringen, so er- 
kennt dieses Land entsprechende Bescheinigungen 
von Banken des Heimat- oder Herkunftslandes als 
gleichwertig mit den in seinem eigenen Hoheits- 
gebiet ausgestellten Bescheinigungen an. 

Artikel 8 

Die MitgliedstaaLen treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 


Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anhang 

Verzeichnis der durch die Richtlinie erfaßten Tätig- 
keiten, aufgestellt unter Zugrundelegung der „Sy- 
stematik der Zweige des produzierenden Gewerbes 
in den europäischen Gemeinschaften" (NICE) 


Gruppe 

Klasse 20 A 200 


Klasse 20 B 

201 

202 

203 

204 

205 

206 

207 

208 


209 


Klasse 21 

211 

212 

213 

214 


Herstellung von Ölen und Fet- 
ten tierischer oder pflanzlicher 
Herkunft 

Nahrungsmittelgewerbe 

Schlachterei und Herstellung 
von Fleischwaren und -konser- 
ven 

Molkereien und Milchverarbei- 
tung 

Obst- und Gemüseverarbeitung 

Konservierung von Fischen und 
anderen Meeresprodukten 

Mühlengewerbe 

Bäckerei, Konditorei und Her- 
stellung von Dauerbackwaren 

Zuckerindustrie 

Herstellung von Kakao- und 
Schokoladenerzeugnissen und 
von Zuckerwaren 

Sonstiges Nahrungsmittelge- 
werbe 

Getränkeherstellung 

Herstellung von Äthylalkohol, 
von Hefe und Spirituosen 

Herstellung von Wein und ähn- 
lichen ungemälzten alkoholi- 
schen Getränken 

Brauerei und Mälzerei 

Abfüllung von Mineralbrunnen 
und Herstellung von alkohol- 
freien Getränken 


g Die deutsche Fassung dieser Liste beruht auf der Sy- 
stematik der Zweige des produzierenden Gewerbes in 
den europäischen Gemeinschaften (NICE) — Sonder- 
veröffentlichung in der Reihe „Industriestatistik“ Brüs- 
sel, Juni 1963. 
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Begründung 


Einleitung 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit ist vom 
Rat am 18. Dezember 1961 auf Grund des Artikels 54 
Absatz 1 beschlossen worden. Es bestimmt in Ab- 
schnitt IV Buchstabe C im Rahmen des Zeitplans, 
daß die tatsächliche Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit vor Ablauf der zweiten 
Stufe der Übergangszeit für die in Anlage II des 
genannten Programms aufgeführten Tätigkeiten zu 
erfolgen hat. In dieser Anlage sind unter den Grup- 
pen 20 und 21 die Tätigkeiten der Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe sowie die der Getränkeherstel- 
lung erfaßt. 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs, 
das ebenfalls am 18. Dezember 1961 vom Rat be- 
schlossen worden ist, verweist in seinem Ab- 
schnitt V C auf den für die Durchführung des Nieder- 
lassungsprogramms vorgesehenen Zeitplan. Die 
Richtlinie erstreckt sich demzufolge auf die Herstel- 
lung der Niederlassungsfreiheit wie auf die Ver- 
wirklichung des freien Dienstleistungsverkehrs. 

Die Kommission beehrt sich, dem Rat gemäß Ar- 
tikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2 den 
Text einer Richtlinie zur Durchführung der Pro- 
grammbestimmungen für diese Tätigkeiten vorzu- 
legen. Gleichzeitig wird der Text einer Richtlinie 
über die Einzelheiten von Ubergangsmaßnahmen 
vorgelegt, die die Aufhebung der Beschränkungen | 
ergänzen sollen. 

Nach dem Wortlaut der genannten Artikel obliegt 
es dem Rat, bevor er die Richtlinie mit qualifizierter 
Mehrheit beschließt, den Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß sowie das Europäische Parlament anzu- 
hören. 

Die Kommission hielt es für wünschenswert, dem 
Vorschlag der Richtlinie einige Erläuterungen beizu- 
fügen. Zum besseren Verständnis sei hervorgeho- 
ben, daß beide Richtlinien so weit wie möglich den 
vom Rat am 7. Juli 1964 verabschiedeten Richtlinien 
über 

a) die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für selb- 
ständige Tätigkeiten der be- und verarbeitenden 
Gewerbe der CITI — Hauptgruppen 23 bis 40 
(Industrie und Handwerk) -), 

b) die Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen auf 
dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten der 
be- und verarbeitenden Gewerbe der CITI- 

g „Classification internationale type, par Industrie, 
de toutes les branches d'activite economique (CITI)", 
erstellt vom Statistischen Amt der Vereinten Na- 
tionen, Etudes Statistique, Serie M, Nr. 4, Rev. 1, 

New York, 1958 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom •'») 
23. Juli 1964, Seite 1880 ff. 


Hauptgruppen 23 bis 40 (Industrie und Hand- 
werk) •‘^), 

angeglichen sind. Die vom Rat bei der Beratung 
dieser Richtlinien erarbeiteten Formulierungen wur- 
den weitgehend wörtlich in die neuen Richtlinien 
übernommen. Dieses Verfahren entsprach auch dem 
Wunsch der bei den Vorarbeiten beteiligten Regie- 
rungssachverständigen, da sich nämlich herausge- 
stellt hat, daß die zu lösenden Probleme auf dem 
Sektor der Nahrungsmittel und Getränke herstel- 
lenden Industrie im wesentlichen mit den in den 
früheren Richtlinien aufgetretenen Fragen überein- 
stimmen. Die Begründung kann sich deshalb auch 
darauf beschränken, die in der vorliegenden Richt- 
linie spezifischen und bisher nicht behandelten 
Punkte näher zu erläutern. 


1. Von der Richtlinie erfaßte Berufstätigkeiten 

Die in den Gruppen 201 bis 209 und 211 bis 214 CITI 
eingeordneten Tätigkeiten entsprechen denen in den 
Gruppen 200 bis 209 und 211 bis 214 (Hauptgruppen 
20 A, 20 B und 21) der NICE g aufgeführten, die die 
strukturellen Besonderheiten der Tätigkeiten der 
verarbeitenden Industrie Europas berücksichtigt. 
Wie schon der Richtlinie „Industrie und Handwerk" 
(Gruppen 23 bis 40) ist auch der vorliegenden Richt- 
linie über die Aufhebung der Beschränkungen im 
Nahrungsmittelsektor im Anhang eine Liste der zu 
liberalisierenden Tätigkeiten beigefügt. Artikel 2 
stellt klar, daß zur Einordnung der einzelnen Tätig- 
keiten in die Gruppen und Hauptgruppen die NICE 
herangezogen werden muß. Diese Nomenklatur ent- 
hält das Zitat der nationalen Nomenklaturstelle und 
Bezeichnung und schließt damit Zweifelsfälle aus, 
die bei ausschließlicher Verwendung der CITI denk- 
bar wären. Die Kommission schlägt dem Rat die 
Abgabe der gleichen Erklärung zur Sitzungsnie- 
derschrift vor, die er anläßlich der Verabschiedung 
der Richtlinie für Industrie und Handwerk abge- 
geben hat: 

„Der Rat kommt überein, daß ein Mitgliedstaat, 
wenn er der Auffassung ist, daß der Anhang zu 
dieser Richtlinie trotz der Bemühungen um eine 
Harmonisierung nicht ganz mit dem Allgemeinen 
Programm zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit im Einklang steht, die 
Kommission mit diesem Problem befassen kann, 
die mit den Mitgliedstaaten darüber berät." ^) 

•^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
23. Juli 1964, Seite 1863 ff. 

^) Systematik der Zweige des produzierenden Gewerbes 
in den Europäischen Gemeinschaften (NICE); Sonder- 
heft der Reihe „Industrie-Statistik, Statistisches Amt 
der Europäischen Gemeinschaften, 1963" 

Ratsdokument 868 d/64 (E.S. 40) vom 25. Juni 1964, 
Anlage II, Seite 1 
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Artikel 2 Absatz 2 (Verkaufstätigkeit des Herstel- 
lers) ist wörtlich der Richtlinie „Industrie und Hand- 
werk" (Gruppen 23 bis 40) entnommen worden. Das 
Ziel dieser Bestimmung ist es, dem Hersteller den 
Absatz seiner Erzeugnisse auch an den Letztver- 
braucher zu ermöglichen. Andernfalls würde die 
Liberalisierung z. B. bei handwerklichen Betriebs- 
formen wirtschaftlich unvollständig sein. Hierbei ist 
jedoch der Verkauf noch so lange auf eine einzige 
Verkaufsstelle beschränkt, als nicht auch der Einzel- 
handel selbst liberalisiert ist. Das wird allerdings 
nach dem Zeitplan der Allgemeinen Programme auch 
vor Ablauf der zweiten Stufe der Übergangszeit, 
also in der gleichen Frist wie die Liberalisierung 
der durch die vorliegende' Richtlinie erfaßten Tätig- 
keiten, geschehen. Zur Frage des Verkaufs von Zu- 
behörwaren schlägt die Kommission ebenfalls die 
Abgabe der gleichen Erklärung vor, die anläßlich 
der Verabschiedung dieser Richtlinie zum Protokoll 
des Rats abgegeben wurde: 

„Bei der Genehmigung von Artikel 2 Absatz 2 ist 
der Rat der Ansicht, daß die Verkaufstätigkeit 
des Herstellers möglichst auch den Verkauf der 
landesüblichen Zubehörwaren zu seinen Erzeug- 
nissen umfassen sollte, selbst wenn er diese Zu- 
behörwaren nicht selbst herstellt. Er empfiehlt 
den Mitgliedstaaten, diese Bestimmungen groß- 
zügig anzuwenden." ^) 

Der Anwendungsbereich der vorliegenden Richtlinie 
beruht auf der vom Rat in seinen Allgemeinen Pro- 
grammen angenommenen Nomenklatur. Es kann sich 
jedoch als zweckmäßig erweisen, einige der ange- 
führten Tätigkeiten in anderem Zusammenhang als : 
landwirtschaftliche Tätigkeiten anzusehen. Daher [ 
sollte betont werden, daß die in der vorliegenden | 
Richtlinie vorgenommene Einteilung es nicht aus- j 
schließt, daß in anderem Zusammenhang diese 
Tätigkeiten als zum landwirtschaftlichen Bereich ge- 
hörend angesehen werden. Die Kommission schlägt 
daher dem Rat vor, in dem Sitzungsprotokoll fol- 
gende Erklärung aufzunehmen: 

„Der Rat ist der Auffassung, daß die in der vor- 
liegenden Richtlinie auf der Grundlage der All- 
gemeinen Programme vorgenommene Einteilung 
der Tätigkeiten, besonders in bezug auf die Wein- 
herstellung, nicht der Annahme von Vorschriften 
entgegensteht, die unter Umständen zur Errei- 
chung der Ziele der gemeinsamen Landwirt- 
schaftspolitik auf diesem Gebiet notwendig wer- 
den könnten." 

2. Ausgenommene Berufstätigkeiten 

Neben der positiven Beschreibung in Form der Auf- 
zählung im Anhang sind in Artikel 3 zur Vermei- 
dung von Mißverständnissen einige Tätigkeiten 
aufgeführt, die ihrer Natur nach eine gewisse Ver- 
wandtschaft mit der Nahrungsmittel und Getränke 
herstellenden Industrie aufweisen, die aber nach den 
Allgemeinen Programmen erst zu einem späteren 
Zeitpunkt oder aber im Rahmen einer anderen Richt- 
linie liberalisiert werden. 

') Ratsdokument 868 d/64 (E.S. 40) vom 25. Juni 1964, 
Anlage II, Seite 1 


Zu den ausgeschlossenen Tätigkeiten zählt die Her- 
stellung von Medikamenten, die durch eine andere 
Richtlinie liberalisiert werden wird. Diese Bezeich- 
nung kann etwa auf Nahrungsmittel und Getränke 
zutreffen, die zusätzlich oder überwiegend heilende 
Wirkung haben; die Grenze ist fließend und wird in 
den Mitgliedstaaten unterschiedlich bestimmt. Eine 
Angleichung der Definitionen ist im Rahmen der 
Richtlinie des Rats vom 26. Januar 1965 zur Anglei- 
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
Arzneispezialitäten -) erfolgt. 

Die Allgemeinen Programme sehen die Liberalisie- 
rung der land-, forst-, jagd- und fischereiwirtschaft- 
lichen Tätigkeiten erst zu einem späteren Zeitpunkt 
vor. Artikel 3 a nimmt deshalb die Gewinnung von 
Nahrungsmitteln und Getränken im Wege der Ur- 
produktion aus dem Anwendungsbereich der Richt- 
linie aus. Der Anbau von Wein fällt als landwirt- 
schaftlicher Erwerbszweig nicht in den Anwendungs- 
bereich der Richtlinie, während im übrigen die Her- 
stellung von Wein — außer durch die Weinbauern 
selbst, wenn sie ihre eigene Ernte verarbeiten • — 
und die Herstellung von Getränken auf Weinbasis 
sowohl nach der CITI wie nach der NICE zu den 
industriellen Tätigkeiten rechnet. 

Die gegenwärtige Richtlinie erstreckt sich auf das 
Konservieren von Fischen und anderen Meerespro- 
dukten nur insoweit, als diese Tätigkeit zu Lande 
vorgenommen wird. Die gleiche Tätigkeit an Bord 
von Schiffen mit Verarbeitungsanlagen wird nach 
den Allgemeinen Programmen erst während der drit- 
ten Stufe der Übergangszeit liberalisiert. Als an 
Land befindlich werden Verarbeitungsanlagen auf 
Schwimmvorrichtungen und auf ausgedienten und 
nicht mehr seetüchtigen Schiffen angesehen. 

Tn dem von der Richtlinie erfaßten Anwendungs- 
bereich existieren zwei Staatsmonopole, nämlich das 
Branntweinmonopol in Frankreich und in der Bun- 
desrepublik Deutschland. In- und Ausländer wer- 
den im Rahmen dieser Monopole gleichbehandelt, 
so daß der geltende Rechtszustand unter dem Ge- 
sichtspunkt dieser Richtlinie bestehenbleiben kann. 
Auf dem Sektor der Mühlenindustrie haben einige 
Mitgliedsländer die Erweiterung, Veränderung oder 
Verlegung der vorhandenen Vermahlungskapazitä- 
ten gesetzlich verboten. In der Bundesrepublik 
Deutschland besteht ferner auf dem Milchsektor eine 
recht komplexe Regelung, die die Absatzwege zwi- 
schen Milcherzeugern und den verarbeitenden Be- 
trieben behördlich festlegt. Sich neu niederlassende 
Betriebe müssen sich deshalb um ein „Zukaufskon- 
tingent" von den bereits bestehenden bemühen. Tn 
keinem dieser Fälle sind aber Ausländer schlechter 
gestellt als Inländer, so daß die Richtlinie hier keine 
Änderungen herbeizuführen braucht. 

3. Beschränkungen 

Die Durchsicht der bestehenden Beschränkungen 
ergab, daß auf dem Nahrungsmittel- und Getränke- 
sektor keine zusätzlichen Erfordernisse für Aus- 
länder aufgestellt werden, die nicht bereits in der 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 22 
vom 9. Februar 1965, Seite 369/65 
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Richtlinie „Industrie und Handwerk" (Gruppen 23 
bis 40) beispielsweise genannt sind. Der Vorschlag 
übernimmt deshalb wörtlich die dortige Bestimmung. 

Dies gilt mit einer Ausnahme, die Italien betrifft. 
Nach Artikel 2 Z. 9 des Dekrets vom 30. Mai 1953 
muß ein Unternehmen der Säuglings-, Kinder- und 
diätetische Nahrungsmittel herstellenden Industrie 
einen verantwortlichen technischen Leiter haben. 
Dieser kann Arzt, Apotheker, Chemiker, Biologe 
oder Angehöriger eines verwandten Berufes sein. 
Gemäß Artikel 9 des Gesetzesdekrets vom 13. Sep- 
tember 1946 müssen die Angehörigen der dort 
genanten Medizinalberufe in das für sie zuständige 
Berufsregister eingetragen werden. Die Eintragung 
in das Register setzt u. a. die italienische Staats- 
angehörigkeit voraus. Im Rahmen einer Richtlinie 
zur Aufhebung der Beschränkungen ist nur das 
Erfordernis der italienischen Staatsangehörigkeit zu 
beseitigen; die gegenseitige Anerkennung der Zeug- 
nisse, Diplome und sonstigen Befähigungsnachweise 


wird hingegen zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. 
Als wichtigen Anwendungsfall der Gleichstellung 
regelt Artikel 5 den Beitritt zu Berufsvereinigungen. 
Auch diese Bestimmung entspricht im Wortlaut frü- 
heren Richtlinien. Zusätzlich führt der Artikel zwei 
festgestellte Beschränkungen der Mitgliedschaft bzw. 
der Teilnahme bei der Ausübung leitender Funktio- 
nen bei Berufsverbänden in einem Mitgliedsland an. 

4. Beihilfen, Zuverlässigkeitsnachweise 

Artikel 6 spricht das Verbot an die Mitgliedstaaten 
aus, durch Beihilfen an ihre Staatsangehörigen die 
Niederlassungsbedingungen in den übrigen Gemein- 
schaftsländern zu verfälschen. Artikel 7 regelt tech- 
nische Fragen des Nachweises der persönlichen Zu- 
verlässigkeit und der Konkursfreiheit. Diese Bestim- 
mungen — wie auch die Artikel 8 und 9 betreffend 
die Durchführung der Richtlinie — entsprechen im 
Wortlaut der früheren Richtlinie. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über die Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen auf dem 
Gebiet der selbständigen Tätigkeiten der Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe und der Getränkeherstellung 
(Hauptgruppen 20 und 21 der CITI) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz (2), Artikel 57 Absatz (1), 
Artikel 63 Absatz (2) und Artikel 66, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit ^), insbesondere auf Abschnitt V Absätze (2) 
und (3), 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs ^), insbesondere auf Abschnitt VI 
Absätze (2) und (3), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen nicht nur die 
Aufhebung der Beschränkungen vor, sondern auch 
die Notwendigkeit der Prüfung, ob vor, gleichzeitig 
mit oder nach der Aufhebung der Beschränkungen 
eine gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse oder sonstigen Befähigungsnach- 
weise sowie eine Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und 
Ausübung dieser Tätigkeiten erforderlich ist. Gege- 
benenfalls sollen bis zur Anerkennung oder Koordi- 
nierung Übergangsmaßnahmen getroffen werden. 

Der Rat hat bereits für die be- und verarbeiten- 
den Gewerbe der Industrie und des Handwerks 
(CITI-Hauptgruppen 23 bis 40) eine Richtlinie über 
die Ubergangsmaßnahmen erlassen^); die vorlie- 
gende Richtlinie war mit den genannten Ubergangs- 
maßnahmen abzustimmen. 

Im Bereich der Berufstätigkeiten der Nahrungs- 
und Genußmittelgewerbe und der Getränkeherstel- 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 2 
vom 15. Januar 1962, 36 62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, 32 62 

■') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964, 1863 64 


lung sind nicht in allen Mitgliedstaaten Bedingun- 
gen für die Aufnahme und die Ausübung dieser 
Tätigkeiten aufgestellt worden; die Definition des 
Handwerks und damit dessen Abgrenzung ge- 
genüber der Industrie ist in den einzelnen Mitglied- 
staaten unterschiedlich; darüber hinaus gelten ge- 
rade für die handwerklichen Tätigkeiten teils Ge- 
werbefreiheit, teils strenge, von einem Befähigungs- 
nachweis abhängige Zulassungsvorschriften. 

Bei der Genehmigung der Allgemeinen Pro- 
gramme hat der Rat festgestellt, daß sich beim 
Handwerk in bezug auf eine Koordinierung oder 
Anerkennung Probleme ergeben, deren Lösung eine 
gründliche Vorbereitung erfordert. 

Es ist daher nicht möglich, die vorgesehene Ko- 
ordinierung gleichzeitig mit der Aufhebung der 
Beschränkungen vorzunehmen: diese Koordinie- 
rung muß später erfolgen. 

Mangels dieser unmittelbaren Koordinierung 
scheint es dennoch erwünscht, die Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienst- 
leistungsverkehrs in den genannten Berufstätig- 
keiten durch den Erlaß von Ubergangsmaßnahmen 
zu erleichtern, wie sie in den Allgemeinen Pro- 
grammen vorgesehen sind; damit soll in erster Linie 
vermieden werden, daß die Staatsangehörigen jener 
Mitgliedstaaten außergewöhnlich behindert werden, 
in denen die Aufnahme dieser Berufe von keinen 
Bedingungen abhängig gemacht wird. 

Um einer solchen Auswirkung vorzubeugen, 
müssen die Ubergangsmaßnahmen hauptsächlich 
bestimmen, daß die Aufnahmeländer, in denen eine 
Regelung für die Aufnahme der genannten Berufs- 
tätigkeiten besteht, die tatsächliche Ausübung des 
Berufs im Herkunftsland während einer angemes- 
senen und nicht zu weit zurückliegenden Zeit als 
ausreichende Bedingung für diese Aufnahme an- 
erkennen, falls eine vorherige Ausbildung nicht er- 
forderlich ist; dadurch soll gewährleistet werden, 
daß der Begünstigte ebenso große berufliche Kennt- 
nisse hat, wie sie von den eigenen Staatsangehö- 
rigen verlangt werden. Zugleich können die Uber- 
gangsmaßnahmen für genau bezeichnete Tätig- 
keiten vorsehen, daß die Mitgliedstaaten in Er- 
wartung einer späteren Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und Befähigungsnachweise be- 
reits jetzt die Einschreibung in ein Berufsregister 
eines anderen Mitgliedstaates als ausreichenden 
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Nachweis der Kenntnisse und Fähigkeiten aner- 
kennen. 

Außerdem wäre vorzusehen, daß die Staaten, die 
die Aufnahme der genannten Berufstätigkeiten nicht 
geregelt haben, gegebenenfalls ermächtigt werden 
können, bei einer oder bei mehreren Berufstätigkei- 
ten von den Staatsangehörigen der anderen Mit- 
gliedstaaten einen Nachweis darüber zu verlangen, 
daß sie zur Ausübung der Berufstätigkeit im Her- 
kunftsland befähigt sind; damit soll in diesen Staa- 
ten vor allem ein unverhältnismäßig großer Zu- 
strom von Personen verhindert werden, die nicht 
imstande gewesen wären, die in ihren Herkunfts- 
ländern bestehenden Bedingungen für die Auf- 
nahme und die Ausübung dieser Berufstätigkeiten 
zu erfüllen. 

Solche Ermächtigungen dürfen jedoch nur mit 
großer Vorsicht erteilt werden, da sic bei allzu all- 
gemeiner Anwendung den freien Verkehr behin- 
dern könnten; sie sollten daher nach Zeit und An- 
wendungsbereich beschränkt werden; die Kommis- 
sion sollte damit betraut werden, die Anwendung 
der betreffenden Maßnahmen zu genehmigen, wie 
dies vom Vertrag allgemein für die Handhabung 
der Schutzmaßnahmen vorgesehen ist. 

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnah- ■ 
men verlieren ihre sachliche Rechtfertigung, wenn 
die Koordinierung der Bedingungen für die Auf- 
nahme und die Ausübung der betreffenden Tätig- 
keit sowie die gegenseitige Anerkennung von 
Diplomen, Prüfungszeugnissen und sonstigen Be- 
fähigungsnachweisen verwirklicht worden sind; sic ^ 
sind jedenfalls am Ende der Übergangszeit aufzu- 
heben, da sie nach diesem Zeitpunkt kein Ersatz 
sein können für die Pflicht zur Durchführung der 
ausdrücklich im Vertrag vorgeschriebenen Schritte, 
nämlich Koordinierung der einzelstaallichen Rege- 
lungen und gegenseitige Anerkennung der Befähi- 
gungsnachweise für die Aufnahme und Ausübung 
selbständiger Berufstätigkeit in den einzelnen Län- 
dern, wenn sich dies zur Erleichterung ihrer Auf- 
nahme und Ausübung als notwendig erweist — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten treffen unter den nachste- 
hend angegebenen Bedingungen folgende Über- 
gangsmaßnahmen bezüglich der Niederlassung der 
in Abschnitt I der Allgemeinen Programme genann- 
ten natürlichen Personen und Gesellschaften — 
nachstehend Begünstigte genannt — in ihrem Ho- 
heitsgebiet sowie bezüglich der Dienstleistungen 
dieser Personen und Gesellschaften im Bereich der 
selbständigen Tätigkeiten der Nahrungs- und Ge- 
nußmittelgewerbe und der Getränkeherstellung. 

2. Die genannten Tätigkeiten entsprechen denen, 

auf welche die Richtlinie des Rats vom 

über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für selbstän- 
dige Berufstätigkeiten der Nahrungs- und Genuß- 


mittelgcwerbe und der Getränkehcrstellung (Haupt- 
gruppen 20 und 21 der CITI) Anwendung findet. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten, in denen für die Aufnahme 
und die Ausübung einer der in Artikel 1 Absatz (2) 
genannten Tätigkeiten gewisse Bedingungen in bezug 
auf die Qualifikation erfüllt sein müssen, sorgen 
dafür, daß einem Begünstigten noeb vor der Nieder- 
lassung oder der Aufnahme einer vorübergehenden 
Tätigkeit auf Anfrage mitgeteilt wird, unter wel- 
cher Regelung die von ihm beabsichtigte Tätigkeit 
fallen würde. 

Artikel 3 

1. Wird in einem Mitgliedstaat die Aufnahme 
einer der in Artikel 1 Absatz (2) genannten Tätig- 
keiten oder die Ausübung dieser Tätigkeit von dem 
Besitz allgemeiner, kaufmännischer oder fachlicher 
Kenntnisse und Fertigkeiten abhängig gemacht, so 
erkennt der betreffende Mitglicdstaat als ausrei- 
chenden Nachweis für diese Kenntnisse und Fertig- 
keiten die tatsächliche Ausübung der betreffenden 
Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat in folgen- 
den Fällen an: 

a) bei ununterbrochener sechsjähriger Tätigkeit als 
Selbständiger oder als Betriebsleiter; 

b) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit als 
Selbständiger oder als Betriebsleiter, wenn der 
Begünstigte für den betreffenden Beruf eine min- 
destens dreijährige vorherige Ausbildung nach- 
weisen kann, die durch ein staatlich anerkanntes 
Zeugnis bestätigt oder von einer zuständigen 
Berufsinstitution als vollwertig anerkannt ist; 

c) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit als 
Selbständiger, wenn der Begünstigte in dem be- 
treffenden Beruf eine mindestens fünfjährige 
Tätigkeit als Unselbständiger nachweisen kann; 

d) bei ununterbrochener fünfjähriger Tätigkeit in 
leitender Stellung, einschließlich einer minde- 
stens dreijährigen Tätigkeit mit technischen Auf- 
gaben und mit der Verantwortung für minde- 
stens eine Abteilung des Unternehmens, wenn 
der Begünstigte für den betreffenden Beruf eine 
mindestens dreijährige vorherige Ausbildung 
nachweisen kann, die durch ein staatlich aner- 
kanntes Zeugnis bestätigt oder von einer zustän- 
digen Berufsinstitution als vollwertig anerkannt 
ist. 

In den Fällen der Buchstaben a) und c] darf diese 
Tätigkeit vom Zeitpunkt der Antragstellung gemäß 
Artikel 4 Absatz (3) an gerechnet nicht vor mehr als 
zehn Jahren beendet worden sein. 

2. Der Nachweis der fachlichen Eignung als ver- 
antwortlicher technischer Leiter eines Unternehmens 
der Säuglings-, Kinder- und diätetische Nahrungs- 
mittel herstellenden Industrie in Italien kann von 
den Begünstigten außer durch den Erwerb eines ita- 

! lieniseben Diploms nur dadurch erbracht werden, 
daß er die den italienischen gesetzlichen Bestim- 
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mungen entsprechende Berufsausbildung oder eine | 
vergleichbare Ausbildung besitzt, die durch ein 
Diplom eines anderen Mitgliedstaats bescheinigt 
worden sind, und den zusätzlichen Nachweis 

— entweder über eine praktische Tätigkeit gemäß 
Absatz 1, 

— oder über die Eintragung in einem der Fachrich- 
tung seines Diploms entsprechenden Berufsregi- 
ster des Herkunftslandes 

erbringt. 

Artikel 4 

Für die Anwendung von Artikel 3 gilt folgendes: 

1. Die Mitgliedstaaten, in denen die Aufnahme 
einer der in Artikel 1 Absatz (2) genannten Tätig- 
keiten oder die Ausübung dieser Tätigkeit von dem 
Besitz allgemeiner, kaufmännischer oder fachlicher 
Kenntnisse und Fertigkeiten abhängig gemacht wird, 
unterrichten mit Hilfe der Kommission die übrigen 
Mitgliedstaaten über die wesentlichen Berufsmerk- 
male (Tätigkeitsbeschreibung dieser Berufe). 

2. Die vom Herkunftsland zu diesem Zweck be- 
zeichnete zuständige Stelle bestätigt, welche Berufs- 
tätigkeiten der Begünstigte tatsächlich ausgeübt hat 
und wie lange er sie ausgeübt hat. Diese Bestäti- 
gung ist auf das Berufsbild abgestellt, das von dem 
Mitgliedstaat, in dem der Begünstigte den Beruf 
ständig oder vorübergehend ausüben will, mitge- 
teilt worden ist. 

3. Das Aufnahmeland erteilt auf Antrag die Er- 
laubnis zur Ausübung der betreffenden Tätigkeit, 
wenn die nachgewiesene Tätigkeit mit den wesent- 
lichen Punkten des nach Absatz (1) mitgeteilten Be- 
rufsbildes übereinstimmt und etwaige sonstige, in 
den Vorschriften des Aufnahmelandes vorgesehenen 
Bedingungen erfüllt sind. 

Artikels I 

I 

1. Wird in einem Mitgliedstaat die Aufnahme einer j 
der in Artikel 1 Absatz (2) genannten Tätigkeiten | 
oder die Ausübung dieser Tätigkeiten nicht vom | 
Besitz allgemeiner, kaufmännischer oder fachlicher i 
Kenntnisse und Fertigkeiten abhängig gemacht, so I 
kann dieser Mitgliedstaat, sofern sich durch die i 
Anwendung der in Artikel 1 Absatz (2) genannten ! 
Richtlinie des Rats ernsthafte Schwierigkeiten er- 
geben, bei der Kommission eine Ermächtigung dafür 
beantragen, für einen befristeten Zeitraum und für 
eine oder mehrere bestimmte Tätigkeiten von den 
Angehörigen anderer Mitgliedstaaten, die diese Tä- 
tigkeiten in seinem Hoheitsgebiet ausüben wollen, 


den Nachweis darüber zu verlangen, daß sie die 
erforderliche Befähigung zur Ausübung dieser Tä- 
tigkeit im Herkunftsland besitzen. 

Von dieser Ermächtigung kann weder gegenüber 
Personen, in deren Herkunftsland für die Aufnahme 
der genannten Tätigkeit kein Nachweis bestimmter 
Kenntnisse erforderlich ist, noch gegenüber Perso- 
nen Gebrauch gemacht werden, die ihren Wohnsitz 
seit mindestens fünf Jahren im Aufnahmeland 
haben. 

2. Auf ordnungsgemäß begründeten Antrag des 
betreffenden Mitgliedstaats bestimmt die Kommis- 
sion unverzüglich, unter welchen Bedingungen und 
nach welchen Anwendungsmodalitäten die in Ab- 
satz (1) vorgesehene Ermächtigung erteilt wird. 

Artikel 6 

Die Vorschriften der vorliegenden Richtlinie sind 
während der Übergangszeit bis zum Inkrafttreten 
der Vorschriften über die Koordinierung der einzel- 
staatlichen Bestimmungen für die Aufnahme und 
die Ausübung der betreffenden Tätigkeit anzuwen- 
den. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten bestimmen innerhalb der in 
Artikel 8 vorgesehenen Frist die Behörden oder 
Stellen, die für die Erteilung der vorstehend be- 
zeichneten Bescheinigungen zuständig sind, und tei- 
len sie den übrigen Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission umgehend mit. 

Artikel 8 

Die Mitglicdstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission die Entwürfe der wichtigsten inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften übermittelt werden, 
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Ge- 
biet zu erlassen beabsichtigen. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Gesehen zu Brüssel am 
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Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Gegenstand der Richtlinie 

Der Rat hat am 18. Dezember 1961 gemäß Artikel 54 
Absatz 1 und Artikel 63 Absatz 1 des Vertrages die 
Allgemeinen Programme zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs beschlossen. 

Die Kommission beehrt sich, dem Rat neben dem 
Vorschlag einer Richtlinie zur Aufhebung der Be- 
schränkungen für selbstständige Berufstätigkeiten 
auf dem Gebiet der Nahrungs- und Genußmittel- 
gewerbe sowie der Getränkeherstellung den Vor- 
schlag für eine weitere Richtlinie gemäß Artikel 54 
Absatz 2, Artikel 57 Absatz 1, Artikel 63 Absatz 2 
und Artikel 66 vorzulegen, die den obengenannten 
Vorschlag durch Übergangsmaßnahmen ergänzen 
soll. Die gleichzeitige Behandlung beider Vorschläge 
wäre anzustreben. 

Nach Ansicht der Kommission genügt für die Be- 
schlußfassung des Rats die qualifizierte Mehrheit. 

Der Rat wird zunächst das Europäische Parlament 
und den Wirtschafts- und Sozialausschuß anzuhören 
haben. 


2. Allgemeine Erwägungen zur Richtlinie | 

a) Wie schon in der Begründung zur Richtlinie 
über die Aufhebung der Beschränkungen angeführt 
wurde ^), hält sich der vorliegende Entwurf weit- 
gehend an die vom Rat bei der Beratung der Richt- 
linie für Übergangsmaßnahmen für Industrie und 
Handwerk (CITI-Hauptgruppen 23 bis 40) -) erarbei- 
teten Formulierungen. 

Auch bei der Beratung der Übergangsmaßnahmen 
ergaben sich nämlich, von einer Ausnahme abge- 
sehen, keine neuen Probleme gegenüber der frühe- 
ren Richtlinie. 

b) Die Beseitigung der Beschränkungen auf dem 
Gebiet der Niederlassung und des Dienstleistungs- 
verkehrs genügen für sich allein noch nicht, um die 
im Vertrag vorgesehene Freizügigkeit herzustellen. 
Eine berufliche Tätigkeit kann nämlich tatsächlich 
nur unter den im Empfangsland geforderten recht- 
lichen Voraussetzungen ausgeübt werden. Je nach- 
dem, ob diese liberal oder restriktiv gefaßt sind, 
wird das Land für Ausländer, die dort eine beruf- 
liche Tätigkeit ausüben möchten, eine mehr oder 
minder große Anziehung ausüben. 

Bei der Ausarbeitung der Richtlinien für die Auf- 
hebung der Beschränkungen war deshalb eine Prü- 
fung angebracht, ob vorher, gleichzeitig oder nach- 
her die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befähigungsnach- 

0 Dokument . . . 

Dokument des Rats 241 d/64 (E.S. 13) Anlage II, Seite 2 


weise sowie die Koordinierung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften über die Aufnahme und Aus- 
übung dieser Tätigkeiten vorzunehmen seien. 

Dieses Verfahren ist in Abschnitt V des Nieder- 
lassungsprogramms und Abschnitt VI des Dienst- 
leistungsprogramms ausdrücklich vorgeschrieben, 

Der Ministerrat hat bei der Verabschiedung der 
Programme hierzu speziell für die Frage des Hand- 
werks ausdrücklich erklärt ^): 

„Bei der Genehmigung des Allgemeinen Programms 
hat der Rat festgestellt, daß sich in bezug auf eine 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften sowie eine gegenseitige Anerkennung der 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise beim Handwerk und im Einzelhan- 
del Probleme ergeben und es in Anbetracht der 
gründlichen Vorbereitung, die eine Lösung dieser 
Probleme erfordern kann, notwendig erscheint, 
Übergangsmaßnahmen zu treffen, um gewisse Ver- 
zerrungen, die sich aus der Beseitigung der Be- 
schränkungen ergeben könnten, zu vermeiden. Er 
ersucht die Kommission daher, diese Überlegungen 
bei der Ausarbeitung der Richtlinien zu berück- 
sichtigen.“ 

Die gleiche Auffassung wurde vom Wirtschafts- und 
Sozialausschuß “) und vom Europäischen Parlament ^) 
geäußert. 

c) Anläßlich der Ausarbeitung der Richtlinie zur 
Aufhebung der Beschränkungen erwies sich die An- 
nahme, daß die Koordinierung Schwierigkeiten mit 
sich bringen werde, als begründet. 

Sie bestehen darin, daß sowohl die Definition des 
Handwerks und folglich die Abgrenzung zur Indu- 
strie als auch Art und Ausmaß der für die handwerk- 
liche Berufsausübung geltenden Regelungen in den 
Mitgliedsländern ganz unterschiedlich sind. In den 
Mitgliedstaaten werden wegen der unterschiedlichen 
Definition sehr verschiedene Personenkreise und 
Unternehmen unter dem Begriff „Handwerk“ zu- 
sammengefaßt. Eine vorhergehende Koordinierung, 
die mit der Harmonisierung der Abgrenzungen be- 
ginnen müßte, ist aber im Hinblick auf die gesetzten 
Fristen nicht möglich. 

Die Richtlinie beschränkt sich darauf, Maßnahmen 
vorzusehen, die bis zur Koordinierung die gröbsten 
Schwierigkeiten überwinden, die sich aus den unter- 
schiedlichen Zulassungsbedingungen und den ver- 
schiedenen Definitionen des Handwerks ergeben. 

9 53. Tagung vom 23., 24. und 25. Oktober 1961, vgl. 

Dokument 1325 (E. S. 23, Anlage II) 

-) Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
zum Niederlassungsprogramm Dok. CES 20/61, Ab- 
schnitt V, B 12 

•9 Stellungnahme des Europäischen Parlaments (KREYS- 
SIG-Bericht, Ziff. 42 und Anlage C, Ziff. 59, Sitzungs- 
dokumente 1961/62, Dok. 1 vom 24. Februar 1961) 
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3. Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln , 

I 

Zu Artikel 1 ■ 

I 

Dieser Artikel hat klarstcllende Bedeutung. Es wird | 
darauf hingevv^iesen, daß auch Gesellschaften von ' 
der Richtlinie begünstigt werden. Dies kann sich 
dahin auswirken, daß da, wo Gesellschaften ein 
Handwerk betreiben dürfen, wie z. B. in Deutsch- 
land, der Nachweis der etv/a erforderlichen Qualifi- | 

kation der einzelnen Gesellschafter erleichtert wird, j 

I 

Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift trägt dem Umstand Rechnung, daß 
es für einen Unternehmer von großer Wichtigkeit 
ist, über die ihn angehenden Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften vor Beginn seiner Tätigkeit im 
Aufnahmeland unterrichtet zu sein. Dies gilt im Fall 
einer beabsichtigten Niederlassung wie im Fall der 
Erbringung von Dienstleistungen. Die auskunfter- 
teilende Stelle wird vom Mitgliedstaat selbst be- 
stimmt. Ein Rechtsanspruch auf Auskunft besteht 
jedoch nicht, ebensowenig begründet die Bestim- 
mung eine Haftung; es wird aber erwartet, daß die : 
Auskünfte rasch und zuverlässig erteilt werden. | 

Zu Artikel 3 ! 

Die Vorschrift enthält den materiellen Kern der j 
Richtlinie, da sie festlegt, unter welchen Vorausset- | 
Zungen die Angehörigen der Mitgliedstaaten, in 
denen keine Berufszulassungsbestimmungen be- 
stehen, eine selbständige gewerbliche Tätigkeit in 
den Mitgliedstaaten mit Bcrufsreglementierungen 
ausüben können. Der Grundsatz ist, daß der Emp- ' 
fangsstaat die früher erworbenen praktischen Be- | 
rufskenntnisse des Bewerbers als Qualifikations- ' 
nachweis anerkennt. Daneben spielt die Berufsaus- 
bildung eine Rolle. 

Zu Absatz 1 j 

Die einzelnen Modalitäten dieses Absatzes stellen I 
das Ergebnis eines langen Meinungsaustausches im j 
Rat anläßlich der Ausarbeitung der Richtlinie über 
Übergangsmaßnahmen für Industrie und Handwerk 
(Hauptgruppen 23 bis 40 der CITI) dar. Der Rat 
folgte dabei der Auffassung der Kommission, wo- 
nach die Ausübung einer beruflichen Tätigkeit in 
selbständiger Position während eines längeren Zeit- | 
raums eine hinreichende Gewähr dafür biete, daß 
der Betreffende die notwendige berufliche Eignung 
besitzt. Die Dauer der praktischen Tätigkeit, die der 
Bewerber nachweisen muß, wurde vom Rat auf 
6 Jahre festgesetzt. An der Frist für Selbständige, 
denen Betriebsleiter gleichgestellt sind, orientieren 
sich auch die Fristen in den übrigen Alternativen | 
Buchstaben b bis d des Absatzes 1. Die vorausge- j 
setzte Dauer der Beschäftigungszeit als Selbstän- j 
diger verkürzt sich um die Hälfte, wenn der Betref- j 
fende, sei es eine mindestens dreijährige durch ein ; 
Zeugnis bestätigte, vorherige Ausbildung, sei es | 
eine fünfjährige vorhergehende, unselbständige i 
Tätigkeit ausgeübt hat. ' 

Im Unterschied zu den vorhergehenden Alternativen i 
ermöglicht Buchstabe d auch solchen Personen, die 
bisher ausschließlich in abhängiger Stellung tätig 


waren, die Niederlassung und die Erbringung von 
Dienstleistungen als Selbständige im Aufnahmeland. 
Die Gleichwertigkeit mit den übrigen Alternativen 
ist durch eine entsprechend längere Beschäftigungs- 
zeit, wobei der Betreffende leitende Funktionen aus- 
geübt haben muß, gesichert. 

Zu Absatz 2 

Eine entsprechende Vorschrift existiert nicht in der 
Richtlinie über Ubergangsmaßnahmen für Industrie 
und Handwerk. 

Der Grund für diesen Zusatz besteht darin, daß in 
dem Mitgliedsland Italien von dem verantwortlichen 
technischen Leiter eines derartigen Unternehmens 
ein Diplom gefordert wird. Dieses berechtigt beim 
Vorliegen der übrigen im italienischen Recht gefor- 
derten Voraussetzungen zur Einschreibung in ein 
Berufsregister der entsprechenden Fachrichtung. Die 
Berücksichtigung auch von Eintragungen in nicht- 
italienische Register nimmt nur in gewisser Weise 
die spätere Anerkennung von Diplomen, Zeugnissen 
und sonstigen Befähigungsnachweisen in diesem Be- 
reich bereits vorweg. Das Mitgliedsland Italien, auf 
dessen Anregung diese Vorschrift beruht, geht dabei 
von der Annahme aus, daß die Voraussetzungen für 
die Einschreibung in ein außeritalienisches Berufs- 
register im großen und ganzen denen entsprechen, 
die in Italien gestellt werden. 

Daneben bleibt das Prinzip, daß der Begünstigte 
seine Befähigung durch die praktische Ausübung der 
Tätigkeit in einem anderen Mitgliedsland nachweist, 
bestehen. Dieser Nachweis ersetzt jedoch nur die 
Registereintragung — der Begünstigte muß in jedem 
Falle ein Diplom der Fachrichtung der auszuübenden 
Tätigkeit vorweisen, da nur so die Gleichwertigkeit 
seiner Qualifikation mit der des Inländers gewähr- 
leistet ist. Der Tätigkeitsnachweis wird vor allem in 
den Ländern und in den Berufen in Frage kommen, 
die entsprechende Berufsregister nicht kennen; hier- 
von abgesehen ist er auch in den Fällen zulässig, 
wo sie zwar bestehen, der Betreffende jedoch nicht 
eingeschrieben ist. 

Sonstige Bemerkungen zu Artikel 3 

Es ])edarf keiner Erwähnung, daß die Qualifikation 
auch weiterhin durch Diplome, Zeugnisse und son- 
stige Befähigungsnachweise dargelegt werden kann. 
Flier sind auch die Artikel 53 und 62 heranzuziehen, 
denen zufolge die bereits erreichten Freiheiten auch 
auf dem Gebiet der verwaltungsmäßigen Anerken- 
nung von Zeugnissen in der Zulassungspraxis bei- 
zubehalten sind ^). 

Die Fassung des Absatzes 1 stellt zugleich sicher, 
daß zwischen zwei Staaten, in denen ein Befähi- 
gungsnachweis verlangt wird, der Nachweis der 
Qualifikation auf jeden Fall auch durch eine Beschei- 
nigung über die Berufspraxis erbracht werden kann. 
An diesem Beispiel zeigt sich aber auch deutlich, 
daß eine Richtlinie über die Anerkennung von Be- 
fähigungsnachweisen notwendig ist und bald inso- 
weit die Übergangsmaßnahmen ablösen sollte. 

Ü Thorn-Bericht zum Dienstleistungsprogramm Ziff. 54 
(Europ. Parlament, Sitzungsperiode 19G1 1962, Dok. 
vom 1. Marz 1961) 
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Zu Artikel 4 

Die Vorschrift regelt das Verfahren bei der Aus- 
stellung der Tätigkeitsnachweise. Eine solche Rege- 
lung ist notwendig, weil die Tätigkeitsbereiche in 
den Mitgliedstaaten nicht übereinstimmen. Die Staa- 
ten unterrichten sich deshalb gegenseitig über ihre 
Berufsbilder. Die Behörden des Herkunftslandes sind 
dadurch in der Lage, die Tätigkeitsbescheinigungen 
unter Berücksichtigung des Berufsbildes des Emp- 
fangslandes auszustellen. Das Empfangsland kann 
dann die effektive Ausübung mit dem eigenen Be- 
rufsbild vergleichen und feststellen, ob eine Über- 
einstimmung gegeben ist. 

Die Kommission wird eine Empfehlung an die Mit- 
gliedstaaten richten mit dem Ziel, die verwendeten 
Formularmuster zu vereinheitlichen. 

Andere Voraussetzungen des Empfangslandes, wie 
Erreichung eines Mindestalters und Zuverlässigkeit, 
sind objektiver Natur und können sich nicht diskri- 
minatorisch auswirken. Sie sind deshalb vom An- ! 
tragsteller stets zu erfüllen. | 

Zu Artikel 5 

1 

Die Bestimmung ist das Gegenstück zu Artikel 3, 
denn sie behandelt die Berufsausübung in einem 
Lande ohne Zwangsbedingungen durch Personen, 
die in ihrem Herkunftsland Kenntnisse und Fertig- 
keiten nachweisen müssen. Es sollen damit Verzer- 
rungen vermieden werden, die nach Aufhebung der | 
Diskriminierungen durch die beträchtlichen Unter- 
schiede der nationalen Berufsordnungen entstehen j 
könnten. Die Vorschrift bezweckt also den Schutz 
der Länder ohne Berufsreglementierungen. 

Um nicht die neuzuschaffende Freizügigkeit illuso- 
risch zu machen, wird die Kommission nur bei be- 
gründeten Anträgen und nur für eine begrenzte 
Zeit eine Ermächtigung nach Absatz 2 erteilen. Ver- 
tragsrechtliche Bedenken ergeben sich bei Artikel 5 
nicht, da der Rat während der Übergangszeit ge- 
wisse Modalitäten des schrittweisen Abbaus be- 
schließen kann. 

Zu Artikel 6 

Die Formulierung dieses Artikels weicht von der 
entsprechenden Vorschrift in der Ubergangsricht- i 
linie für Industrie und Handwerk insoweit ab, als | 
sie die Ansicht der Kommission zum Ausdruck | 
bringt, derzufolge die Ubergangsmaßnahmen in j 
jedem Fall am Ende der Übergangszeit außer Kraft | 


treten müssen, unabhängig davon, ob bis dahin die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome oder die 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über die Aufnahme und Ausübung der 
Tätigkeiten erfolgt ist. So wäre insbesondere die 
Auffassung nicht haltbar, daß die Schutzklausel des 
Artikels 5 der Richtlinie über das Ende der Über- 
gangszeit hinaus angewendet werden kann, beson- 
ders im Hinblick darauf, daß die im Vertrag aus- 
drücklich vorgesehene entsprechende Bestimmung 
des Artikels 226 zeitlich begrenzt ist. 

Zu Artikel 1 

Die Richtlinie überläßt die Bestimmung der für die 
Erteilung der Bescheinigungen zuständigen Stelle 
der Mitgliedstaaten, In Betracht kommen nur solche 
Stellen, bei denen sichergestellt ist, daß die Be- 
scheinigungen nicht gefälligkeitshalber ausgestellt 
werden, praktisch also nur Behörden und öffent- 
lich-rechtliche Körperschaften. 

Örtliche Verwaltungsbehörden werden daneben 
auch in Betracht kommen, um die Bescheinigungen 
über die leitenden Tätigkeiten auszustellen und 
hierbei anzugeben, auf Grund welcher Unterlagen 
der Nachweis dieser Tätigkeit erbracht worden ist. 
Damit zwischen den Mitgliedstaaten Klarheit über 
den Kreis der in den einzelnen Staaten zuständigen 
anerkannten Stellen herrscht, sollen die Staaten die 
Kommission und sich untereinander über die Liste 
der Stellen unterrichten. 

Zu Artikel 8 

Die Sechsmonatsfrist dürfte den Mitglicdstaaten 
hinreichend Zeit für die Durchführung gewähren, 
zumal ähnliche Maßnahmen bereits auf Grund der 
früheren Ubergangsrichtlinie für Industrie und 
Handwerk zu treffen waren. 

Zu Artikel 9 

Die Kenntnis der auf dem Anwendungsgebiet der 
Richtlinie in den Mitgliedstaaten vorgesehenen 
Rechtsänderungen ermöglicht es der Kommission, 
schon im Vorbereitungsstadium hierzu Stellung zu 
nehmen. Der Kommission wird damit die Erfüllung 
der ihr nach dem Vertrag übertragenen Aufgaben 
erleichtert; sie wird in die Lage versetzt, einem 
ständigen Auseinanderentwickeln der nationalen 
Rechte nach Möglichkeit rechtzeitig entgegenwirken 
zu können. 
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